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Änderungsantrag 

der Fraktion der SPD 


zur zweiten Beratung des von der Bundesregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes zur Erleichterung des Übergangs vom Arbeitsleben in den Ruhestand 
— Drucksachen 10/880, 10/985, 10/1175 — 


Der Bundestag wolle beschließen: 

1. Zu Artikel 1 § 2 (Anspruchsvoraussetzungen) 

§ 2 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Nr. 1 Satz 1 ist der erste Halbsatz wie folgt zu 
fassen: 

„1. der Arbeitgeber aufgrund eines Tarifvertrages 

a) dem ausgeschiedenen Arbeitnehmer Vorruhe- 
standsgeld in Höhe von mindestens 75 vom Hundert 
des Bruttoarbeitsentgelts im Sinne des §3 Abs. 2 
gezahlt hat und " . 

b) Absatz 1 Nr. 3 ist wie folgt zu fassen: 

„3. das Arbeitsverhältnis auf Verlangen des Arbeitneh- 
mers und aufgrund eines Tarifvertrages ruht,". 

c) Absatz 1 Nr. 3 a ist zu streichen. 

d) In Absatz 1 Nr. 4 sind die Worte „der Beendigung" durch 
die Worte „des Rühens" zu ersetzen. 


Begründung 
Zu a) 

Zuschüsse zum Vorruhestandsgeldgesetz sollen prinzipiell 
nur dann gewährt werden, wenn das Vorruhestandsgeld tarif- 
vertraglich vereinbart worden ist, während einzelvertragliche 
Vereinbarungen ausgeschlossen werden sollen. Diese Ände- 
rung ist notwendig, um den eigentiichen Zweck des Gesetzes 
zu fördern, nämlich Tarifverträge zur Verbesserung der 
Lebensarbeitszeit zu ermöglichen. Diese Öffnung für einzel- 
vertragliche Regelungen würde den Anreiz für Tarifverträge 
stark einschränken. 
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Ferner soll die vorgeschlagene Änderung bewirken, daß auch 
Kirchen und Rehgionsgemeinschaften den Weg des Tarifver- 
trages gehen, falls sie für ihre Beschäftigten eine Vorruhe- 
standsregelung einführen sollen. 

Darüber hinaus verlangt das Konzept ein attraktives finan- 
zielles Angebot für den ausscheidenden älteren Arbeitneh- 
mer. Hierzu ist ein Leistungsniveau von 75v. H. statt 65 v. H. 
erforderlich. 

Zu b) und d) 

Durch die Zahlung von Vorruhestandsgeld soll das Arbeits- 
verhältnis nicht aufgelöst werden, sondern nur ruhen. Damit 
soll die Bindung zum Betrieb erhalten bleiben. Zur Klarstel- 
lung soll das Erfordernis der Freiwilügkeit der Entscheidung 
des Arbeitnehmers ausdrücklich hervorgehoben werden. 

Zu c) 

Die vorgesehene Kleinbetriebsklausel stellt auch in der vom 
Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung empfohlenen geän- 
derten Fassung einen Eingriff in die Tarif autonomie dar. Der 
Anwendungsbereich der vorgesehenen Ausnahmeregelung 
ist in der Ausschußfassung gegenüber dem ursprünglichen 
Entwurf sogar noch erweitert. Diese Klausel würde auch die 
Wirkung der Vorruhestandsregelung empfindlich einschrän- 
ken, weil sie den Abschluß von Tarifverträgen verhindern 
würde und darüber hinaus ein erheblicher Anteil der 
potentiell Berechtigten in Kleinbetrieben beschäftigt ist. 

Im übrigen können unterschiedliche Belastungen, die Klein- 
betriebe stärker treffen würden, auch im Rahmen von Tarif- 
verträgen durch Ausgleichskassen oder Tariffonds vermieden 
werden, ohne daß es hierzu einer gesetzlichen Regelung 
bedarf. 

2. Zu Artikel 1 § 3 (Höhe des Zuschusses) 

§ 3 wird wie folgt geändert: 

a) ln Absatz 1 ist die Zahl „35" durch die Zahl „66%" zu 
ersetzen. 

b) ln Absatz 1 Nr. 1 ist die Zahl „65" durch die Zahl „75" zu 
ersetzen. 

c) ln Absatz 1 Nr. 2 ist das Komma nach den Worten „und in 
der gesetzlichen Rentenversicherung" durch einen Punkt 
zu ersetzen; die folgenden Worte sind zu steichen. 

d) In Absatz 2 Satz 1 ist das Wort „sechs" durch das Wort 
„zwölf" zu ersetzen und Satz 2 zu streichen. 

e) In Absatz 3 sind die Worte „in Höhe des Vorruhestandsgel- 
des" durch die Worte „in Höhe des dem Vorruhestands- 
geld zugrundehegenden Bruttoarbeitsentgeltes" zu er- 
setzen. 

f) In Absatz 5 ist die Zahl „34" durch die Zahl „65%" zu 
ersetzen. 
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Begründung 
Zu a) 

Unx das finanzielle Angebot des Staates attraktiv zu machen, 
muß der staatliche Zuschuß auf zwei Drittel (statt 35 v. H.) der 
Vorruhestandsaufwendimgen angehoben werden. 

Zub) 

Redaktionelle Folgeänderung zum Änderungsantrag zu Arti- 
kel 1 § 2 Abs. 1 Nr. 1 Buchstabe a (Festlegung des Vorruhe- 
standsgeldes auf 75 V. H. statt 65 v. H. des Bruttoarbeitsent- 
gelts). 

Zu c) 

Um spätere Renteneinbußen der Empfänger von Vorruhe- 
standsgeld und Beitragsausfälle bei der Sozialversicherung zu 
vermeiden, sollen die Renten- und Krankenversicherungsbei- 
träge in voller Höhe weitergeführt werden. 

Zu dj 

Die Änderung bewirkt, daß Einmalzahlungen (insbesondere 
Weihnachts- und Urlaubsgeld) in die Bemessungsgrundlage 
für das Vorruhestandsgeld einbezogen werden. 

Zu e) 

Redaktionelle Folgeänderung zu Nummer 4 (volle Fortfüh- 
rung der Sozialversicherungsbeiträge). 

Zuf) 

Redaktionelle Folgeänderung zu Nummer 1 (Anhebung des 
staatiichen Zuschusses von 35 v. H. auf zwei Drittel der Vor- 
ruhestandsaufwendungen). 

3. Zu Artikel 1 § 5 (Erlöschen und Unterbrechen des Anspru- 
ches) 

§ 5 Abs. 2 Satz 2 wird gestrichen. 

Begründung 

Eine Weitergewähnmg des Zuschusses auch für den Fall, daß 
der Arbeitgeber nach zweijähriger Wiederbesetzung die 
Besetzung des Arbeitsplatzes nicht aufrechterhält, bedeutet in 
der Praxis ledighch eine Subventionierung von Personalver- 
jüngungen. Dies ist sowohl nach der Zielsetzung des Gesetzes 
als auch aus grundsätzlichen arbeitsmarktpolitischen Erwä- 
gungen heraus nicht sinnvoll. 

4. Zu Artikel 1 § 11 (Verfahren) 

§ 11 wird wie folgt geändert: 

a) ln Absatz 1 sind folgende Sätze 3 und 4 anzufügen: 

„Die in § 2 Abs. 1 Nr. 4 oder § 5 Abs. 2 genannten Voraus- ^ 
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Setzungen sind vom Arbeitgeber nachzuweisen. Der Nach- 
weis über die Wiederbesetzung ist in jährlichem Abstand 
zu wiederholen, solange der Zuschuß zum Vorruhestands- 
geld gezahlt wird. " 

b) Nach Absatz 1 ist folgender Absatz 1 a einzufügen: 

„(la) Der Arbeitgeber hat eine schriftliche Bestätigung 
des Betriebs- oder Personalrates über die Erfüllung der 
Wiederbesetzungspflicht vorzulegen. Der Betriebs- oder 
Personalrat kann gegenüber dem zuständigen Arbeitsamt 
weitere Stellungnahmen abgeben. Er hat dem Arbeitgeber 
eine Abschrift der Stellungnahme zuzuleiten. Ist ein vom 
Arbeitsamt vermittelter Arbeitsloser bei der Wiederbeset- 
zung nicht berücksichtigt worden, so hat der Arbeitgeber 
dies schriftlich zu begründen. Die Selbstverwaltungsor- 
gane der Bundesanstalt für Arbeit sind an der Prüfung der 
Wiederbesetzung zu beteiligen. “ 

Begründung ^ 

Die Änderungen haben den Zweck, die in dem Gesetz weit- 
gehend fehlende Pflicht zur Wiederbesetzung von Arbeits- 
plätzen, die aufgrund der Vorruhestandsregelung freiwerden, 
durch entsprechende Verfahrensvorschriften wirksam auszu- 
gestalten. 

Hierzu ist erforderlich: 

— Umkehrung der Beweislast (Nachweispflicht des Arbeit- 
gebers), 

— jährliche Wiederholung des Wiederbesetzungsnachweises, 

— Beteiligung des Betriebs- oder Personalrates, 

— besondere Berücksichtigung von Arbeitslosen, die vom 
Arbeitsamt vermittelt worden sind, 

— Beteiligung der Selbstverwaltungsorgane der Bundesan- 
stalt für Arbeit. 


5. Zu Artikel 1 § 11b (Aufbringung der Mittel) 

In Artikel 1 ist nach § 11 a folgender § 11b einzufügen: 

„§llb 

Aufbringung der Mittel 

(1) Die Mittel für die Zuschüsse nach diesem Gesetz wer- 
den vom Bund aufgebracht. 

(2) Der Bund stellt der Bundesanstalt für Arbeit nach 
Bedarf die Mittel bereit, die sie für die Zahlung der Zuschüsse 
zum Vorruhestandsgeld benötigt. 

(3) Der Bund erstattet die Verwaltungskosten, die der Bun- 
desanstalt für Arbeit aus der Durchführung dieses Gesetzes 
entstehen, in einem Pauschalbetrag, dessen Höhe zwischen 
der Bundesregierung und der Bundesanstalt für Arbeit ver- 
einbart wird. " 
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Begründung 

Die Gewährung des Zuschusses nach diesem Gesetz bedeutet 
eine befristete Sondermaßnahme aus arbeitsmarktpolitischer 
Verantwortung heraus, die gesellschaftspolitisch als Beitrag 
zur Generationensolidarität ausgelegt ist. Angesichts dieses 
besonderen Charakters der Regelung muß die Aufbringung 
der Mittel durch den Bund erfolgen. 

6. Zu Artikel 3 (Änderung des AFG) 

In Artikel 3 wird die Zahl „65" durch die Zahl „75" ersetzt. 

Begründung 

Redaktionelle Folgeänderung zum Änderungsantrag zu Arti- 
kel 1 § 2 (Leistungshöhe 75 v. H. statt 65 v. H.). 

7. Zu Artikel 4 Nr. 1 (Änderung § 165 RVO) 

Artikel 4 Nr, 1 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 1 wird die Zahl „65" durch die Zahl „75" ersetzt. 

b) In Satz 2 wird das Wort „Vorruhestandsgeld" durch die 
Worte „das dem Vorruhestandsgeld zugrundeliegende 
Bruttoarbeitsentgelt" ersetzt. 

Begründung 
Zu a) 

Fölgeänderung zum Änderungsantrag zü Artikel 1 § 2 (Lei- 
stungshöhe 75 V. H. statt 65 v. H.). 

Zu b) 

Ergänzung zum Änderungsantrag zu Artikel 1 § 3 (volle Wei- 
terführung der Krankenversicherungsbeiträge). 

8. Zu Artikel 4 Nr. 6 (Änderung § 1227 RVO) 

In Artikel 4 Nr. 6 Satz 2 zweiter Halbsatz wird das Wort „Vor- 
ruhestandsgeld" durch die Worte „das dem Vorruhestands- 
geld zugrundeliegende Bruttoarbeitsentgelt" ersetzt. 

Begründung 

Folgeänderung zum Änderungsantrag zu Artikel 1 Nr. 3 (volle 
Fortführung der Rentenversicherungsbeiträge), 

9. Zu Artikel 5 Nr. 1 (Änderung § 2 AVG) 

In Artikel 5 Nr. 1 Satz 2 zweiter Halbsatz wird das Wort „Vor- 
ruhestandsgeld" durch die Worte „das dem Vorruhestands- 
geld zugrundeliegende Bruttoarbeitsentgelt" ersetzt. 

Begründung 

Folgeänderung zum Änderungsantrag zu Artikel 1 § 3 (volle 
Fortführung der Rentenversicherungsbeiträge). 
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10. Zu Artikel 6 Nr. 1 (Änderung § 15 RKG) 

Artikel 6 Nr. 1 Buchstabe a wird wie folgt geändert: 

a) ln Satz 1 wird die Zahl „65" durch die Zahl „75" ersetzt. 

b) In Satz 2 wird das Wort „Vorruhestandsgeld" durch die 
Worte „das dem Vorruhestandsgeld zugrundeliegende 
Bruttoarbeitsentgelt" ersetzt. 

Begründung 
Zu a) 

Folgeänderung zum Änderungsantrag zu Artikel 1 § 2 (Lei- 
stimgshöhe 75 v. H. statt 65 v. H.). 

Zu b) 

Folgeänderung zum Änderungsantrag zu Artikel 1 § 3 (volle 
Weiterführung der Krankenversicherungsbeiträge). 

11. Zu Artikel 6 Nr. 2 (Änderung § 29 RKG) 

In Artikel 6 Nr. 2 Satz 2 zweiter Halbsatz wird das Wort rr Vor- 
ruhestandsgeld" durch die Worte „das dem Vorruhestands- 
geld zugrundeliegende Bruttoarbeitsentgelt" ersetzt. 

Begründung 

Folgeänderung zum Änderungsantrag zu Artikel 1 § 3 (volle 
Fortführung der Rentenversicherungsbeiträge). 

Bonn, den 28. März 1984 

Dr, Vogel und Fraktion 
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